
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Das Jahr 2016 hat soeben begonnen und es verspricht, erneut ein Jahr der

Herausforderungen für unser Kindschaftsrecht zu werden. Einige Eckpfeiler
hat der Deutsche Familiengerichtstag am Ende des Jahres 2015 als Ergebnis
seiner alle zwei Jahre stattfindenden großen Fachtagung benannt. Die erarbei-
teten Thesen bzw. Empfehlungen sollten Rechtspraxis und Gesetzgebung
nachdenklich stimmen.

So ist es bemerkenswert, dass nunmehr auch vom Deutschen Familienge-
richtstag empfohlen wird, die Grundrechtsposition des Kindes in Art. 2 GG
ausdrücklich klarzustellen. Dies gilt unabhängig davon, dass auch nach An-
sicht dieser bedeutenden Institution der jüngeren Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts keine Wertungsmaßstäbe dahingehend zu entneh-
men seien, dass das Elterngrundrecht gegenüber den – bislang noch nicht
explizit geregelten -Grundrechten des Kindes bzw. dem Wohl des Kindes
vorrangig wäre. Denn auch in jüngerer Vergangenheit finden sich noch
immer obergerichtliche Entscheidungen, bei denen sichtbar wird, dass
diese auch aus Karlsruhe gesendete Botschaft nicht angekommen ist.

Unabhängig hiervon weist der Deutsche Familiengerichtstag zu Recht darauf
hin, dass die Familiengerichte bei der Bestellung von Verfahrensbeiständen
prüfen sollten, ob eine abgeschlossene Ausbildung im juristischen, psycholo-
gischen oder sozialpädagogischen Bereich vorhanden ist und ergänzende
Fortbildungen nachgewiesen werden können. Nur in diesem Fall ist ein Ver-
fahrensbeistand in aller Regel „geeignet“ im Sinne von § 158 Abs. 1 FamFG,
die Interessen des Kindes im Verfahren zu vertreten. Die Praxis zeigt viel zu
häufig, dass dem nicht hinreichend Rechnung getragen wird. Daher ist vor
allem die Forderung nach einer empirischen Forschung über die Praxis der
Bestellung sowie die Qualifikation des Verfahrensbeistands nur zu verständ-
lich. Eine entsprechende Forschung wäre auch für den Bereich der Familien-
gerichtsbarkeit wünschenswert: Welchen Qualifkations- bzw. Fortbildungs-
stand haben die FamilienrichterInnen im Bereich des Kindschaftsrechts in
den verschiedenen Instanzen? Die unter anderem an dieser Stelle erläuterte
Forderung nach einer Fortbildungsverpflichtung – auch für RichterInnen –
erhebt der Deutsche Familiengerichtstag ebenfalls.

Neben diesen Denkanstößen wird uns im Jahr 2016 auch ein weiteres wich-
tiges Reformprojekt des Gesetzgebers beschäftigen: Am Ende des letzten
Jahres hat das Bundesjustizministerium die Landesjustizverwaltungen und
die Verbände zu einer Stellungnahme zu einem „Diskussionsentwurf zur
Schaffung eines präventiven Rechtsbehelfs bei überlangen Verfahren in
bestimmten Kindschaftssachen“ aufgefordert. Die Praxis zeigt, dass die
Gerichte dem Vorrang- und Beschleunigungsgebot in Kindschaftssachen –
trotz der Möglichkeit der Erhebung einer (ggf. zu einer Entschädigung füh-
renden) Verzögerungsrüge – nicht immer Rechnung tragen. Es ist für alle
Beteiligte, insbesondere für die betroffenen Kinder zu hoffen, dass der an-
gedachte Rechtsbehelf zu Verbesserungen führen wird.

In diesem Sinne wünschen Herausgeberschaft und Schriftleitung der ZKJ
Ihnen ein gesundes und gutes Jahr 2016.

Ihr

Stefan Heilmann
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